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Schlagworte Gemeindefusionen

Akteure Anderer Verband im Bereich Kultur, Medien und Sprachen
Prozesstypen Keine Einschrankung
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Allgemeine Chronik
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Territorialfragen beschaftigten den Kanton Graublnden und das Ratoromanische im
Jahr 2014 auf die eine oder andere Weise. Die Lia Rumantscha und die Uniun
Rumantscha Grischun Central zeigten sich besorgt ob der Auswirkungen von Fusionen
deutsch- und romanischsprachiger Gemeinden. Jingste Beispiele hatten gezeigt, dass
sich in solchen Fallen mittelfristig das Deutsche durchsetze. Die Sprachorganisationen
forderten deshalb, dass aufgrund von Fusionen entstandene zweisprachige Gemeinden
nach wie vor als "angestammtes romanisches Territorium" gelten sollen. Die durch die
Fusion von sieben Kommunen entstandene neue politische Gemeinde Albula/Alvra mit
einem romanischsprachigen Bevolkerungsanteil von 47,6% drohte im September zum
Prazedenzfall zu werden. Die an der Urnenabstimmung beschlossene neue
Gemeindeverfassung sieht Albula/Alvra als zweisprachige Gemeinde. Im Oktober gaben
die Sprachorganisationen bekannt, auf eine Verfassungsbeschwerde zu verzichten. Die
Gemeinde habe ihnen eine Mitwirkung bei der Schaffung eines kommunalen
Sprachgesetzes zugesichert. Um dem Rickgang der romanischen Sprache
entgegenzuwirken, pladierte Thomas Burri, Assistenzprofessor flur Voélker- und
Europarecht an der Universitat St. Gallen, fir eine staatspolitische Dimension der
Diskussionen. In einem Vortrag im Rahmen einer vom Zentrum fir Demokratie in Aarau
(ZDA) organisierten Tagung propagierte er die Schaffung eines sogenannten
"Romanenstaates". Diese subnationale Einheit wlrde sich nicht Gber ein Territorium,
sondern Uber die sprachliche Zugehorigkeit definieren, wobei die ratoromanische
Kantonsburgerschaft zur bestehenden Kantonsburgerschaft hinzukommen wirde. Die
in abgeanderter Form in der NZZ erschienene Rede provozierte sogleich eine
Gegenreaktion vom emeritierten Staatsrechtsprofessor Andreas Auer. Das "Burrische
Unding" liesse sich verfassungsrechtlich kaum umsetzen. '

1) SOGR Online, 14.10.14; NZZ, 6.8., 8.8.14; SGR, 22.8.14; NZZ, 23.8.14; S0Z, 12.10.14
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